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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

290 Ungültigkeitserklärung über einen in Verlust
geratenen Dienstausweis

Bezirksregierung Münster
– 25.3.1 – 1504 –

Münster, 24.04.2007

Der Dienstausweis Nr. 0211533 des Polizeiobermeisters
Christian Weisenfeld, ausgestellt von der ZPD NRW, ist in
Verlust geraten und wird für ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird straf-
rechtlich verfolgt.

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird um Rückgabe
an das Polizeipräsidium Gelsenkirchen gebeten.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 189

291 Erteilung einer Vermessungsgenehmigung I
für den Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur Dipl.-Ing. Helmut Barenkamp

Bezirksregierung Münster
– 33.2416 –

Münster, den 23.04.2007

Aufgrund des RdErl. des Ministers für Landesplanung,
Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 05.04.1962 in
der Fassung des RdErl. des Innenministers vom 30.06.1982
(SMBI. NW. 71342) wird dem Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieur Dipl.-Ing. Helmut Barenkamp, Alstedder
Grenze 12 in 49477 Ibbenbüren, mit Wirkung vom
01.05.2007 die Genehmigung erteilt, den bei ihm beschäftig-
ten VermAss. Dipl.-Ing. Frank Ottmann zur Mitwirkung bei
örtlichen Arbeiten nach Nr. 4 Abs. 1 des o. a. RdErl.
heranzuziehen (Vermessungsgenehmigung I).

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 189
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292 Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Ausweisung des Gebietes „Feuchtwiese
Ochtrup“, Stadt Ochtrup, Kreis Steinfurt,
im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel
Hauptbestandteil dieser Verordnung für das Naturschutz-
gebiet „Feuchtwiese Ochtrup“ ist das FFH-Gebiet
– DE-3709-304 – „Feuchtwiese Ochtrup“. Es handelt sich
um ein bedeutendes Feuchtwiesenschutzgebiet im Natur-
raum Westmünsterland.

Das ca. 24,1 ha große Naturschutzgebiet hat sowohl vege-
tationskundliche, als auch herpeto- und entomologische
Bedeutung.

Das Gebiet im Westmünsterland liegt in der typischen
Münsterländer Parklandschaft umgeben von offenen Grün-
landflächen. Auf Gleyen und Nassgleyen über stauenden
Kreidetonen findet sich in bemerkenswerter Ausdehnung
ein von Feuchtgrünland umgebender gut ausgeprägter
Borstgrasrasen. Der Borstgrasrasen stellt eine Kernfläche für
die Besiedlung der umliegenden Feuchtwiesen mit gefährde-
ten Arten dar. Besonders wichtig ist der Erhalt der nährstoff-
armen Bedingungen und der extensiven Nutzung. Baum-
reihen, Kleingewässer und Hecken bereichern das Gebiet
zusätzlich.

Zahlreiche gefährdete und stark gefährdete Tier- und
Pflanzenarten unterstreichen die Bedeutung des Gebietes als
Refugiallebensraum.

Das Gebiet zeichnet sich durch die typische Vegetation
eines Feuchtgrünlandes mit einer hohen Schutzwürdigkeit
aus. Insbesondere ist das Feuchtwiesengebiet durch Bestän-
de an landesweit gefährdeten Pflanzengesellschaften wie
Gesellschaft der Sparrigen Binse, Binsen-Pfeifengraswiese,
Brennhahnenfuß-Knickfuchsschwanzrasen, Rotschwingel-
Magerweide und Feuchte Weidelgras-Weißkleeweide
geprägt.

Wichtiges Ziel der Verordnung ist die Erhaltung und Ent-
wicklung des artenreichen Borstgrasrasens mit seiner cha-
rakteristischen Vegetation und Fauna durch extensive Nut-
zung und Erhaltung der Habitatstrukturen.

Mit dieser Verordnung werden für die Fläche Gemarkung
Ochtrup, Flur 15, Flurstück 22 die Vorgaben des Gebiets-
entwicklungsplanes, Teilabschnitt Münsterland, mit der
Darstellung eines „Bereiches für den Schutz der Natur“
konkretisiert und erfüllt.

Inhalt
Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebiet

§ 12 Schutzzweck und Schutzziel

§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen

§ 14 Landwirtschaftliche Regelungen

§ 15 Jagdliche Regelungen

§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten

§ 17 Befreiungen

§ 18 Gesetzlich geschützte Biotope

§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften

§ 11 Aufhebung bestehender Verordnungen

§ 12 Inkrafttreten

Anlagen: II Übersichtskarte im Maßstab 1:25000
II Detailkarte im Maßstab 1:5 000

Rechtsgrundlagen
Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20, 34
Abs. 1 und 48 c des Gesetzes zur Sicherung des Natur-
haushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Land-
schaftsgesetz – LG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.12.2005 (GV. NRW.
S. 35),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274),

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV. NW.
1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 23.05.2006 (GV. NRW. S. 218),

– der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie – FFH-Richtlinie) (ABl. EG Nr.  L 206 S. 1), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.09.2003
(ABl. EG Nr. L 284 S. 1) und

– der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 02.04.1979
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vogel-
schutz-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geän-
dert durch Verordnung (EG) Nr. 807/2003 des Rates vom
14.04.2003 (Abl. EG Nr. L 122 S. 36)
wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der

Jagd im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des
Landes NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Feuchtwiese Ochtrup“ ist ca.
24,1 ha groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der
Stadt Ochtrup, Gemarkung Ochtrup.
Die Lage des Gebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1:25000 (Übersichtskarte, Anlage I)
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1:5000 (Detailkarte, Anlage II)
dargestellt.
Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke
Gemarkung Ochtrup
Flur 12, Flurstück 9 tlw.,
Flur 15, Flurstücke 22 tlw., 43, 44, 81 tlw., 85 tlw., 158,

159, 166, 218 tlw.
Bei dem Flurstück Gemarkung Ochtrup, Flur 15, Flur-
stück 22 tlw. handelt es sich um eine Fläche, die seitens
der Bundesrepublik Deutschland als ein Gebiet von
gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie gemeldet wurde.
Bei der Fläche
Gemarkung Ochtrup
Flur 15, Flurstück 22 tlw.
handelt es sich um eine vegetationskundlich bedeutsame
Fläche.
Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:
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a) Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Stadt Ochtrup
Prof. Gärtner-Straße 10
48607 Ochtrup.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 in Verbindung mit § 48 c Abs.
1 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung
von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, ins-
besondere von seltenen und gefährdeten landschafts-
raumtypischen Pflanzen und Pflanzengesellschaf-
ten des feuchten und nährstoffarmen Grünlandes
sowie als Rückzugsgebiet für gefährdete Vogelar-
ten;

b) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landes-
kundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, wegen
der biogeographischen Bedeutung;

c) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit des
Gebietes;

d) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr
schädlicher Einwirkungen und negativer Veränderun-
gen ökologischer Zusammenhänge;

e) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landes-
und europaweiter Bedeutung, insbesondere als Teil
des zu schaffenden europäischen ökologischen Net-
zes „NATURA 2000“;

f) zur Bewahrung und Wiederherstellung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes der natürlichen Lebensräu-
me und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von
gemeinschaftlichem Interesse gemäß Art. 4 Abs. 4
i. V. m. Art. 2 der FFH-Richtlinie. Hierbei handelt es
sich um folgenden natürlichen Lebensraum von
gemeinschaftlichem Interesse gemäß Anhang I der
FFH-Richtlinie als maßgeblicher Bestandteil des
Gebietes i. S. des § 48 d Abs. 4 LG:

– Borstgrasrasen, planare Ausbildung
– (6230, Prioritärer Lebensraum).

Außerdem handelt es sich insbesondere um einen
Lebensraum für den folgenden regelmäßig vorkom-
menden Zugvogel der Vogelschutz-Richtlinie, der
nicht im Anhang I aufgeführt ist:

– Großer Brachvogel (Numenius arquata).

g) Das Gebiet hat darüber hinaus Bedeutung für folgen-
de Pflanzenarten:

– Hirse-Segge (Carex panicea)
– Geflecktes Knabenkraut (Dactylorhiza maculata)
– Englischer Ginster (Genista anglica)
– Lungen-Enzian (Gentiana pneumonanthe)
– Sparrige Binse (Juncus squarrosus)
– Borstgras (Nardus stricta)
– Wald-Läusekraut (Pedicularis sylvatica)

– Kriech-Weide (salix repens)
– Sumpf-Streifensternmoos (Aulacomnium palustre)
– Dichtes Torfmoos (Sphagnum compactum).

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende langfris-
tige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, Siche-
rung und weitere Entwicklung einer charakteristischen,
weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft sowie die
Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen Wasser-
und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nährstoff-
armen Lebensräume ist die Extensivierung des Grünlan-
des mit entsprechender Vermeidung von Eutrophierung
sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht etwas
anderes bestimmen, alle Handlungen verboten, die zu
einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder seiner
Bestandteile führen können (Verschlechterungsverbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich
ist;

Begriffsbestimmung:
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind
die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO
NRW – ) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der
jeweils geltenden Fassung definierten Anlagen, hier-
zu zählen auch Stege, Camping- und Wochenend-
plätze, Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze
und Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze einschließlich deren Nebenanlagen;
unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03.

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;
Hinweis:
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzuho-
len, bleibt bestehen.

2. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;
Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit ausgenommen, sofern die
Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde des
Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt.

3. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;
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unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
ortsüblicher Weidezäune;

4. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;
unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehener Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

5. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

6. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzule-
gen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

7. Anlagen für den Wasser-, Eis-, Luft-, Schieß- und
Modellflugsport zu errichten sowie mit Modellflug-
zeugen, Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleit-
schirmen und Ballons zu starten oder zu landen, und
das Gebiet mit diesen zu überfliegen;

8. Motor-, Wasser-, Eis-, Luft-, Schieß- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

9. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer ein-
schließlich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in
eine intensivere Nutzung zu überführen oder hin-
sichtlich ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu
verändern;

10. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt
des Gebietes verändernde Maßnahmen vorzu-
nehmen sowie den Grundwasserstand abzusen-
ken (z. B. durch Neuanlage von Gräben oder Drä-
nagen);

11. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

12. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

13. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:
Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material durch den Stra-
ßenbaulastträger außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt
vorher angezeigt wird.

14. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;

unberührt bleiben:
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-

nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten ist,

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist,

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

Ausnahme:
Auf Antrag kann die Untere Landschaftsbehörde für
wissenschaftliche Untersuchungen und Exkursionen
im gesamten Naturschutzgebiet eine Ausnahme-
genehmigung erteilen;
Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

15. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den;

16. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu
töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwick-
lungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-,
Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der
Natur zu entnehmen, sie zu beschädigen oder zu
zerstören sowie diese Tiere durch Lärmen, Aufsu-
chen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Handlun-
gen zu stören;
unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit sie nicht an anderer Stelle dieser Ver-
ordnung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 ein-
geschränkt oder verboten ist;

17. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben:
a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Be-

achtung der Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis, soweit sie nicht an anderer Stelle dieser Ver-
ordnung und insbesondere durch § 4 einge-
schränkt oder verboten ist;

b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen Anla-
gen mit der Unteren Landschaftsbehörde abge-
stimmt sind;

18. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen oder Baumschulen anzulegen;
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19. Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehören-
den Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial
ungeeigneter Herkünfte zu verwenden;

20. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschä-
digen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.
durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Landwirt-
schaft unter Beachtung der Grundsätze der guten
fachlichen Praxis, soweit sie nicht an anderer Stelle
dieser Verordnung und insbesondere durch § 4 ein-
geschränkt oder verboten ist;

21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durchzufüh-
ren und Boden- oder Gesteinsmaterial zu entneh-
men, zu gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfer-
nen;

22. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

23. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmit-
teln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und
Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden
zu behandeln, zu düngen oder zu kalken;

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen,
die im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogram-
me (z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.
Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinausgehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sin-
nen von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Ver-
einbarungen mit den betroffenen Landwirten vorbehal-
ten.
Hinweis:
Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderprogram-
me des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a
Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden.

2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen.

Ausnahme:

Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können
außerhalb der vegetationskundlich bedeutsamen
Flächen unter Beachtung des in § 2 formulierten
Schutzzieles nach vorangegangener Anzeige bei der
Unteren Landschaftsbehörde in der Zeit vom 01.07.
bis 30.09. durchgeführt werden. Mit der Maßnahme
darf erst begonnen werden, wenn die Untere Land-
schaftsbehörde nicht binnen eines Monats nach der
Anzeige hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Verände-
rung von Grünland oder Brachflächen in Acker oder
eine andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechani-
sche Veränderung von Grünland und die sofortige
Wiederherstellung der Fläche als Dauergrünland
nach dem Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemi-
schen Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermie-
ten anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen
und andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu
lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die
Anlage von Mulden zur Ableitung von Oberflächen-
wasser;

Hinweis:

Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 10.07.1987) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wild-
äcker und Wildfütterungsplätze einschließlich Kir-
rungen außerhalb von Ackerflächen anzulegen
sowie vorhandene Wildäsungsflächen und Wild-
äcker zu düngen oder mit Pflanzenschutzmitteln
(inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Boden-
behandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu
behandeln;

Hinweis:

Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998
(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen
Fassung, ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskund-
lich bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. die jagdlichen Einrichtungen in der Zeit vom 15.03.
bis 15.06. zu nutzen;
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Ausnahme:
Auf Antrag wird die Einrichtung durch die Untere
Landschaftsbehörde oder von ihr autorisierte Perso-
nen vorzeitig freigegeben, wenn Schutzzweck und
Schutzziel nicht entgegenstehen.

Alternativ kann vom Inhaber/von der Inhaberin des
Jagdrechts mit der Höheren und Unteren Land-
schaftsbehörde eine Vereinbarung über die Regelung
der Nutzung der jagdlichen Einrichtungen abge-
schlossen werden, die an die Stelle der Regelung des
ersten Satzes dieser Ziffer tritt.

4. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976
(BGBl. I S. 2849) in der jeweils gültigen Fassung und
zur Bergung des erlegten Wildes sowie zum notwen-
digen Ersatz bestehender Ansitzeinrichtungen in der
Zeit vom 01.10. – 01.03.;

5. jagdbare Tiere auszusetzen;
6. die Fallenjagd in der Zeit vom 15.03. – 15.06. aus-

zuüben sowie „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbeja-
gung) anzulegen.
Ausnahme:
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel
nicht entgegenstehen.

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und Plät-
ze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine andere
Regelung enthält;

3. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeitpunkt und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen;

4. die ordnungsgemäße Ausübung der Landwirtschaft unter
Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis
sowie der Imkerei in der bisherigen Art und im bisheri-
gen Umfang unter Beachtung der Regelungen der §§ 3
und 4;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

6. die Durchführung von wissenschaftlichen, ökologischen
Untersuchungen nach vorheriger Abstimmung mit der
Unteren Landschaftsbehörde.

Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die Aus-
nahmegenehmigung nicht berührt.

§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde gemäß § 69 Abs. 1 LG auf Antrag
Befreiung erteilen, wenn

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft führen würde

oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die
Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

Hinweis:
Die Pflicht zur Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung
nach Maßgabe des § 48 d LG bleibt unberührt.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkeiten mit
einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschaftsgeset-
zes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998
(BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fassung mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft, wer innerhalb des Naturschutzgebietes
1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile

abbaut oder gewinnt;
2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;
3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;
4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebie-

te entwässert;
5. Wald rodet;
6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes

besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes besonders geschützten Art beschädigt oder
entfernt oder

8. ein Gebäude errichtet
und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig,
so kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder
eine Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt wer-
den.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
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kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-
den oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Be-
zirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbehörde –
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

§ 11
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungsbe-
reich hebe ich die

ordnungsbehördliche Verordnung zur Ausweisung des
Gebietes „Feuchtwiese Ochtrup“, Gemarkung Ochtrup,
Stadt Ochtrup, Kreis Steinfurt, als Naturschutzgebiet
vom 10.07.1987, zuletzt geändert durch 2. Verordnung zur
Änderung des Gebietes „Feuchtwiese Ochtrup“, Gemar-
kung Ochtrup, Stadt Ochtrup vom 16.12.1999, veröffent-
licht im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster am
24.12.1999

auf.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 19.04.2007

Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –

51.2.1-11/ST-19

Dr. Jörg Twenhöven

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 190 – 196
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293 Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster
56-62.020.00/06/0701.1

48147 Münster, den 26.04.2007

Der Verein für katholische Arbeiterkolonien in Westfalen,
An der Meerwiese 23, 48157 Münster, hat einen Antrag
zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer Anlage
zur Aufzucht und zum Halten von Rindern und Schweinen,
einer Anlage zur Erzeugung von Biogas und einer Anlage
zur Lagerung von Gülle auf dem Grundstück Am Klos-
ter 1 – 8, 48734 Reken – Haus Maria Veen – (Gemar-
kung Groß-Reken, Flur 29, Flurstücke 600 und 702), vorge-
legt.

Der für Dienstag, den 08.05.2007 vorgesehene Erörte-
rungstermin findet nicht statt, da gegen das beantragte Vor-
haben keine Einwendungen erhoben worden sind.

Im Auftrag

Gez.
Wehnert

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 197

294 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
56-62.110.00/07/0401.1

48143 Münster, den 25.04.2007

Die Firma Vestolit GmbH & Co. KG, Marl hat einen
Antrag zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb der
PVC-Anlage auf dem Betriebsgrundstück Paul-Baumann-
Straße 1, 45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 57, Flurstück
112), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages sind die Änderung des Schalt-
punktes für die Sauerstoff-Überwachung im Rück-VC-
System sowie der geänderte Betrieb der Gesamtanlage mit
den erforderlichen Nebeneinrichtungen.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz
1 des BImSchG.

Im Auftrag

gez. Wilhelm Terfort

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 197

295 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
56-62.093.00/07/0401.1

48143 Münster, den 25.04.2007

Die Firma Sasol Germany GmbH hat einen Antrag auf
Genehmigung zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb
der Sulfierfabrik auf dem Grundstück in 45772 Marl, Paul-
Baumann-Straße 1 (Gemarkung Marl, Flur 55, Flurstück
31), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages sind die Übernahme des Abga-
ses aus der Paraffinsulfonat-Anlage und die Anpassung der
Emissionssituation sowie der Betrieb der geänderten Anla-
ge.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz
1 des BImSchG.

Im Auftrag

gez. Wilhelm Terfort

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 197

296 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
Az.: 0072943/02.V G062/07 Le/56

48143 Münster, den 25.04.2007

Herr Marcus Schmülling hat am 26.02.2007 einen Antrag
zur Errichtung und zum Betrieb eines Blockheizkraftwerkes
(BHKW) auf dem Grundstück in 48727 Billerbeck, Tem-
ming 83, Flur 12, Flurstück 79 vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der
Betrieb eines Blockheizkraftwerkes zur Erzeugung von
Strom und Wärme. Die erzeugte Wärme dient der Behei-
zung des Gartenbaubetriebes, der ebenfalls erzeugte Strom
wird in das öffentliche Netz eingespeist. In dem BHKW
wird das in der benachbarten Biogasanlage erzeugte Gas
verbrannt. Die Leistung des BHKW beträgt 1,7 MW.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.
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Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz
1 des BImSchG.

Im Auftrag

Dr. Rolf Winters

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 197 – 198

297 Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster
56-60.132.00/07/0701.1

48143 Münster, den 27.04.2007

Der Landwirt Johannes Schulze Horn, 59387 Ascheberg,
hat einen Antrag zur wesentlichen Änderung und zum
Betrieb einer Anlage zur Aufzucht und zum Halten von
Mastschweinen und einer Anlage zur Güllelagerung auf
dem Grundstück Horneweg 10, 59387 Ascheberg (Gemar-
kung Herbern, Flur 19, Flurstück 73), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist neben dem unveränderten
Weiterbetrieb vorhandener Betriebseinheiten und Umstruk-
turierungen in vorhandenen Betriebseinheiten die Errich-
tung und der Betrieb eines Schweinestalles mit 684 Mast-
plätzen auf Flüssigmist und eines Fahrsilos.

Nach Durchführung des beantragten Vorhabens können
auf der Hofstelle in 10 Betriebseinheiten 2.416 Mastschwei-
ne gehalten und ca. 3.633 m3 Gülle gelagert werden.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß § 3e i. V. m. 
§§ 3a – c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchgeführt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt in entspre-
chender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz 1 des BImSchG.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10
BImSchG bekannt gemacht.

Sofern die beantragte Genehmigung erteilt wird, soll die
Anlage unverzüglich errichtet und in Betrieb genommen
werden.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom
07.05.2007 bis 06.06.2007, während der Dienststunden zur
Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1. Bürgermeister der Gemeinde Ascheberg, Rathaus, Bau-
amt, Zimmer 24, Dieningstr. 7, 59387 Ascheberg

2. Bezirksregierung Münster, Dezernat 56, Zimmer 226,
Domplatz 1 – 3, 48143 Münster

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur
gegen das Vorhaben können vom 07.05.2007 bis einschließ-
lich 20.06.2007 bei den vorgenannten Behörden schriftlich
vorgebracht werden. Mit Ablauf dieser Frist werden alle
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in
Blockschrift) des Einwenders tragen.

Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Einwen-
dungsschreiben an die Antragstellerin zur Stellungnahme
weitergegeben werden. Auf Verlangen des(r) Einwenders(in)
werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht,
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der
Einwendung erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese –
auch bei Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen,
die Einwendungen erhoben haben – in einem besonderen
Erörterungstermin, beginnend am Donnerstag, 09.08.2007,
ab 10:00 Uhr im Bürgerforum des Rathauses, Dieningstr. 7,
59387 Ascheberg, erörtert.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teil-
nahme haben neben den Vertretern der beteiligten Behör-
den nur der Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig – 
d. h. in der Zeit vom 07.05.2007 bis 20.06.2007 – bei den
Auslegungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige
Personen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen.

Die Entscheidung über die Einwendungen wird nach dem
Erörterungstermin allen Einwendern schriftlich zugestellt.
Die Zustellung kann auch durch eine öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Im Auftrag

gez. Wolter

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 198

298 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
52-62.0981/06/014BAA2

Dienstgebäude:
Gartenstraße 27
45699 Herten

45699 Herten, den 20. April 2007

Der Landwirt Gerhard Preister hat am 15.12.2006 die
Genehmigung zur Änderung und zum Betrieb einer Ver-
brennungsmotoranlage im Rahmen einer Biogasanlage auf
dem Grundstück in 48599 Gronau, Lasterfeld 20, Gemar-
kung Epe, Flur 40, Flurstück 94, beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung der Biogas-
anlage durch Aufstellung von zwei neuen Blockheizkraft-
werken in das vorhandene Maschinenhaus mit jeweils 250
kW elektrischer Leistung, die Errichtung eines Nachgärers
(Volumen ca. 2.078 m3), die Erhöhung der Inputmengen,
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der Neubau einer Siloplatte (ca. 1.000 m2) und der Einbau
einer Separatoranlage zur Trennung der Gärreste in eine
feste und flüssige Phase.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Sie ist
im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens betreffend die
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur
darauf zu prüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den Vor-
gaben von § 3c UVPG durchgeführt worden und ob das
Ergebnis nachvollziehbar ist.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt in entspre-
chender Anwendung des § 10 Abs. 3 des BImSchG.

Im Auftrag

gez. Wegner

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 198 – 199
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299 Bekanntmachung des
Abfallwirtschaftsverbandes Borken-Wesel

Am Montag, 07.05.2007, findet um 17.00 Uhr im Verwal-
tungs- und Informationszentrum der Entsorgungs-Gesell-
schaft Westmünsterland (EGW) mbH, Estern 41, 48712
Gescher die 4. Sitzung der Zweckverbandsversammlung
des Abfallwirtschaftsverbandes Borken-Wesel statt.

Tagesordnung:
Öffentlicher Teil:
1. Bestellung eines/einer Schriftführer/in für die Zweck-

verbandsversammlung

2. Fortschreibung der Abfallwirtschaftskonzepte der Krei-
se Borken und Wesel

3. Verschiedenes

47475 Kamp-Lintfort, 05.04.2007

Dr. Ansgar Müller

Vorsitzender

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

Aufgebote und Kraftloserklärungen
von Sparkassenbüchern

300 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 447 167 305
(Neu: 4 647 167 305), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 17. Juli 2007 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 17. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

301 Das am 15. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 391 011 483 (Neu: 3 791 011 483), ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 16. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

302 Das am 15. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 390 873 016 (Neu: 3 790 873 016), ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 16. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

303 Das am 15. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 390 954 139 (Neu: 3 790 954 139), ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 16. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

304 Das am 15. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 390 869 477 (Neu: 3 790 869 477), ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 16. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

305 Das am 15. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 3 060 016 064 wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 16. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200

306 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 440 901 205
(Neu: 4 640 901 205), ausgestellt von der Stadtsparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 18. Juli 2007 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,

Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster200

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

Amtsblatt 18  02.05.2007  10:04 Uhr  Seite 200



201Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster

seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 18. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 200 – 201

307 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 440 902 930
(Neu: 4 640 902 930), ausgestellt von der Stadtsparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 18. Juli 2007 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 18. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 201

308 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 3 011 005 299
aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 20. Juli 2007 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 20. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 201

309 Das am 17. Januar 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 3 020 038 695 ausgestellt von der Sparkasse
Castrop-Rauxel, die seit dem 31. August 2004 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, wird
für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der dreimonatigen Auf-
gebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 20. April 2007

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2007 S. 201
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